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Ob thermische Sanierung oder totale Gebäudemodernisierung, die Sanierung ist ein zentraler Schlüssel zum Erreichen der Klimaziele. 

Road to Paris führt über Sanierung 
Der Weg zur geplanten Sanierungsrate ist lang. Mangelndes Bewusstsein und falsche politische 
Zeichen führten zum Sanierungsrückgang. Dabei bringen sie nicht nur ökologischen Nutzen. 

TEXT: LILIAN SPATZ, SONJA MESSNER 

Den Klimawandel interessieren irgendwelche Studien 

und Statistiken einen Schas", brachte es Günter Lang von 

Passivhaus Austria auf den Punkt. Und doch werden diese 

immer wieder diskutiert, dabei sind die Klimaziele der EU fixiert, 

der Zeitplan ist streng getaktet: Erhöhung der Energieeffizienz bis 

2020, Emissionsverringerung von 40 Prozent bis 2030, Treibhaus

gasreduktion von 80 Prozent bis 2050, die Begrenzung der globalen 

Erwärmung von zwei Grad auf 1,5 Grad und langfristig eine gänz

liche Reduktion von C02-Emissionen. 

Die Gebäudesanierung ist einer der Schlüssel zur Road to Paris, 

auf die sich 195 Staaten vergangenen Dezember zum Erreichen der 

Klimaziele geeinigt haben. Ineffiziente Heiztechniksysteme und 

schlechte thermische Außenhüllen machen den Gebäudesektor -

neben Verkehr und Industrie - zu einem der zentralen Verursacher 

von Treibhausgasemissionen und Energieverschwender. Eine qua

litativ hochwertige und weitreichende Gebäudesanierung ist daher 

unerlässlich. 

Verheißungsvolle drei Prozent 

Im europäischen Vergleich herrscht in Österreich weiterhin großer 

Aufholbedarf in Sachen Sanierung, berichtete Wolfgang Amann, 

Geschäftsführer vom Institut für Immobilien, Bauen und Wohnen 

GmbH, im Rahmen des Sanierungstages, der von der Bundeskam

mer der Architekten und Ingenieurskonsulenten und dem Fachver

band Steine-Keramik veranstaltet wurde. Der österreichische Bau

produktionswert der Wohnungssanierungen trug rund 1,5 Prozent 

zum Bruttoinlandsprodukt 2014 bei - der europäische Durchschnitt 

lag bei 2,5 Prozent. Die Vorreiter im Bereich Sanierung sind 

Dänemark, Italien und Deutschland. In diesen Ländern liegt der 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt bei mehr als vier Prozent. 

Von der angepeilten Dreiprozentsanierungsrate ist Österreich 

weit entfernt. Wobei zunächst geklärt werden sollte, was diese 

Sanierungsrate umfassen soll, wie Wolfgang Amann forderte: „Es 

gibt keine gesetzliche Definition der Sanierungsrate." Ob sich die 

Zahlen auf die Hauptwohnsitze oder alle potenziell zu sanieren

den Gebäude beziehen und Einzelbauten- oder umfassende Sanie

rungen beurteilen, sei unklar. Amanns Berechnungen basieren auf 

den Hauptwohnsitzen und liefern Ernüchterung: Lag die Sanie

rungsquote auf Basis einer umfassenden thermischen Sanierung 

der Hauptwohnsitze 2010 noch bei einem Prozent, so sank sie öster

reichweit bis 2014 auf 0,6 Prozent. 

„Unter drei Prozent spielt sich nichts ab, um die Ziele errei

chen zu können, die erreicht werden sollen", stellte Robert Schmid, 

Obmannstellvertreter des Fachverbands Steine-Keramik der WKO, 

fest. Um die Ziele der Road to Paris erreichen zu können, müsste die 

Quote auf fünf bis sieben Prozent gesteigert werden, so Johannes 

Wahlmüller von Global 2000. 

Falsches politisches Signal 

Der Rückgang der Sanierungsfreudigkeit der Österreicher ist auf 

eine Kombination mehrerer Faktoren zurückzuführen: Dass der ein

zelne Eigentümer bei niedrigen Heizkosten nicht über seine eige

nen vier Wände hinausdenkt, ist ein Problem. Es fußt in der man

gelnden öffentlichen Wahrnehmung der Relevanz der europäischen 
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„„Momentan fragen sich die Leute, 
warum man sanieren soll, wenn 

die Energiekosten ohnehin so niedrig sind?" 

WOLFGANG AMANN, 

GF INSTITUT IMMOBILIEN, BAUEN UND WOHNEN 

Klimaziele. Mit der drastischen Kürzung der Bundesmittel für den 

Sanierungsscheck 2016 setzte die Regierung kein positives Zeichen, 

um dem Sanierungsbegehren öffentlichkeitswirksam Rechnung 

zu tragen. „Wenn politisch gewollt ist, dass saniert wird, darf nicht 

die Förderung halbiert werden", kommentierte Schmid die negative 

Signalwirkung. 

Förderungswirrwarr 

Abgesehen von dem beliebten Sanierungsscheck, der „Thermischen 

Gebäudesanierungsoffensive 2016" und der Mustersanierung gibt es 

keine bundesweite Förderungen. Ansonsten herrscht ein Dickicht 

von 35 Förderungen zur Gebäudesanierung, die die Bundeslän

der anbieten. Die Bandbreite der Förderungsmodelle ist enorm, 

die Anforderungen oft sehr komplex. Unterschiedliche Finanzie

rungsformen in Form von Darlehen, Zuschüssen und Anzahlungen, 

diverse Definitionen der förderbaren Baukosten oder verschiedene 

Punktesysteme und Energiekennzahlen machen das Zurechtfinden 

I INFO 

Road to Paris - C0P21 

195 Mitgliedsstaaten beschlossen am 12. Dezember 

2015 das völkerrechtlich bindende Paris-Abkommen, 

das weitreichende Maßnahmen im Kampf gegen den 

Klimawandel vorsieht. Die wichtigsten Punkte: 

Globale Erwärmung bremsen: Der globale Tempe

raturanstieg soll gestoppt werden. Auf möglichst 

1,5 Grad Celsius, mindestens aber unter 2 Grad über 

dem vorindustriellen Stand. Damit einhergehend: die 

globale Reduktion der Kohlendioxidemissionen bis 

2050 auf nahezu null. 

Mitteigegen Klimawandel: Von 2020 bis 2025 

sollen die Industriestaaten jährlich 100 Mrd. US-Dol

lar für den Umbau der Energieversorgung sowie 

Maßnahmen gegen den Klima wandel und seine 

Schäden bereitstellen. Ab 2016 soll ein neuer Fonds 

mit mindestens dem gleichen Umfang gegründet 

werden, an dem sich auch die Schwellenländer be

teiligten müssen. 

Überprüfung der Maßnahmen: Ab 2023 sollen alle 

Länder alle fünf Jahre neue nationale Klimaziele defi

nieren und entsprechende Berichte zur Überprüfung 

übermitteln. Bereits 2018 soll zudem eine erste 

Bestandsaufnahme erfolgen. 
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DISKUSSION Wie soll sich das ausgehen? 

Auf Einladung der Medienstelle Nachhaltiges Bauen diskutierten Planer, Klimaexperten und Vertreter 

des Umweltministeriums über Österreichs Chancen, dem Klimawandel ein Schnippchen zu schlagen. 

Eigentlich wäre doch alles gar nicht 

so schwierig, wenn man Christopf 

Wolfsegger vom Klima- und Energie-

fonds glauben darf. „Im Gebäudesektor 

wäre es relativ einfach, in den Nullener

giebereich zu kommen. Die Technologie 

ist da." Auch Herbert Greisberger von 

der Energie- und Umweltagentur NÖ 

bestätigt: „Wir müssen nichts neu erfin

den, um den Energiebedarf deutlich zu 

reduzieren und unseren Klimaziclcn 

näherzukommen." 

Dennoch scheint es aktuell, als wäre 

Österreich in Sachen Klimapolitik ein

mal falsch abgebogen. So flössen in den 

vergangenen Jahren jährlich zwischen 

3,8 und 4,7 Milliarden Euro Förderun

gen, die einer Wifo-Studie zufolge als 

„umweltkritische Subventionen" zu wer

ten sind. Günter Lang von Passivhaus 

Austria setzt noch eines drauf. Seiner 

Ansicht nach müssten zu diesen Zahlen 

nochmal zwei Milliarden hinzuaddiert 

werden, um bei der richtigen Summe zu 

landen. 

Damit wären die Schuldigen gefun

den. Es fehle ein klares Bekenntnis der 

Regierung und die nötigen Rahmenbe

dingungen, kritisiert Johannes Wahl

müller von Global 2000: „Wir brau

chen eine Engiestrategie. Es gibt zwar 

eine, aber diese wird nicht von allen 
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Mitgliedern der Regierung anerkannt." 

Allerdings dürfe man nicht warten, bis 

die Strategie fertig ist, sondern müsse 

sofort gezielte Maßnahmen setzen. Das 

Ziel muss lauten: möglichst schnell den 

Fossilausstieg realisieren und den Ener

gieverbrauch halbieren, wenn bis 2050 

der komplette Umstieg auf erneuerbare 

Energie geschafft werden soll. 

Verschiedenste Ansätze 

Maßnahmen, um diese Ziel zu erreichen, 

gäbe es zahlreiche. Wifo-Chef Karl Aigin-

ger plädierte unlängst für die höhere 

Besteuerung von Klimabelastung, Ursula 

Schneider von Pos Architekten möchte 

zusätzlich im Privatbereich ansetzen: 

Ihrer Meinung nach sollten private 

Haus- und Wohnungseigentümer gesetz

lichen Vorgaben zur Sanierung unterlie

gen. „Dafür ist das aktuelle Wohnrechts

regime aber zu kompliziert und zu blöd." 

Einig waren sich alle Diskutanten, dass 

die Bevölkerung dringend ein stärkeres 

Bewusstsein für den Klimawandel und 

dessen Auswirkungen haben müsste 

- und mit Bevölkerung sind auch die 

Regierungsmitglieder gemeint. D 

zusammen mit unterschiedlichen Zuschlägen für Beratungen, Kon

zepte etc. sehr schwierig und abschreckend. „Man muss sich auf 

eine Förderungsmaßnahme festlegen und das dann durchziehen", 

forderte Schmid, „werden alle paar Jahre neue Maßnahmen aus

probiert, können diese nie in Schwung kommen." Auch Josef 

Muchitsch, Bundesvorsitzender der Gewerkschaft Bau-Holz und 

Sozialsprecher der SPÖ, hält die Förderungsstruktur auf Landes

ebene zu kompliziert. Hinzu kommt, dass die Länder Bundes

gelder nicht für das vorsehen würden, wofür sie gedacht sind. 

Die Zweckwidmung der Wohnbauförderung sei längst überfällig, 

stellte Muchitsch fest. Er möchte das Förderwesen in länderüber

greifender Hand sehen. Gerald Loacker, Nationalratsabgeordneter 

der Neos, schlug eine übergreifende Förderdatenbank vor, die die 

Förderungen in Österreich vereinheitlicht. 

Dass staatliche Förderungen unabdingbar sind, um die Sa

nierungsquote zu steigern, darin stimmen die Vertreter der Par

teien übcrein. Während die ÖVP auf die Bewusstseinsbildung und 

Eigenverantwortung der Immobilieneigentümer setzt, Fördermaß

nahmen wie den Sanierungsscheck in Anspruch zu nehmen, wollen 

die Grünen zusätzlich steuerliche Anreize schaffen. Das „Zuckerl" 

der Förderungen reiche allein nicht aus. 

Gabriela Moser, Bautensprecherin der Grünen, plädierte für 

die Halbierung der Lohnnebenkosten bei gleichzeitiger Erhöhung 

der Energiepreise: „Bei einer solchen Maßnahme würde die Sanie

rungsquote umgehend steigen." Der Druck auf die Regierung selbst 

soll auch gesteigert werden. Geht es nach Muchitsch, würde der 

Sanicrungsscheck nicht erst im März, sondern schon mit Jahres

beginn starten: „Wenn im April die Mittel ausgeschöpft sind, ist der 

Druck größer, nächstes Jahr mehr Geld zur Verfügung zu stellen." 

Wirtschaftsfaktor Sanierung 

Neben politischen Maßnahmen müsse das Verständnis des 

Sanierungsbegriffs der Bevölkerung geschärft werden, fordert 

Christian Aulinger, Präsident der Bundeskammer der Architekten 
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Umfrage 
WIE KANN DIE 

SANIERUNGSQUOTE 

ANGEHOBEN 

WERDEN? 

QUELLE: OSTERREICHISCHE BAUZEITUNG 3 0 % 

AUZEITUNQ 06 2016 

4 1 % 

Über Bewusst-
werden." 1 seinsbildung." 

19% 

und Ingenieurkonsulenten, in einem Forderungskatalog. Sanie
rung ist nicht mit der Instandhaltung von Gebäuden gleichzuset
zen, sondern bedeutet eine Nachhaltigkeitsstrategie zur Wertsteige
rung. Aus volkswirtschaftlicher Sichtweise ist der Immobilienwert 
von zentralem Interesse. Gebäudesanierungen sind ein Antrieb 
für das Wirtschaftswachstum, schaffen Arbeitsplätze und Invest
ments. Nicht nur die gesamtwirtschaftliche Situation würde eine 
weitgehende Sanierung des Altbestands verbessern, auch die 
Gebäudeeigentümer würden profitieren. „Momentan fragen sich 
die Leute, warum man sanieren soll, wenn die Energiekosten ohne
hin so niedrig sind", erklärt Amann einen Grund für die rückläu
figen Sanierungszahlen. Trotz der niedrigen Energiepreise lohne 
sich eine Sanierung für den Eigentümer sehr wohl, ist Wolfgang 

Feilmayr von der Technischen Universität Wien überzeugt. Seine 
Studien zeigen, dass Umbauten und Modernisierungen mitunter 
beachtliche Wertsteigerungen zur Folge haben. Der Großteil her
kömmlicher Sanierungsmaßnahmen habe bereits einen positiven 
Einfluss auf die Preise von Eigentumswohnungen und Einfamilien
häusern. „Im Einzelfall werden Wertsteigerungen von bis zu 30 Pro
zent ausgelöst", so Feilmayr. 

Welche Mittel schlussendlich auch umgesetzt werden, fest steht, 
dass die Zeit drängt. Gebäudesanierungen tragen nicht nur zum 
Erreichen der Klimaziele bei. Zieht die Politik und die Bevölke
rung an einem Strang, profitiert die gesamte Wirtschaft. Mit nied
rigen Betriebskosten, Wertsteigerungen und Imagegewinn bringen 
modernisierte Gebäude ökologische und ökonomische Vorteile. D 
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